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zu berücksichtigen verlangt, auf der Grundlage der Feststel­
lung strafrechtlicher Verantwortlichkeit des Täters all jene 
objektiven und subjektiven Umstände sowie Ursachen und 
Bedingungen der Tat nachzuweisen, die den Täter zum ver­
antwortungslosen Handeln bestimmt haben (§ 5 Abs. 2 StGB). 
„Der Grad der Schuld ergibt sich immer aus nachweisbaren 
objektiven und subjektiven Tatsachen.“H Das sind insbeson­
dere die Zielstellung und die Motive des Handelns, in der Tat­
entscheidung wirksam gewordene Einstellungen, die Folgen­
voraussicht bzw. -Voraussehbarkeit, äußere Anlässe zum Han­
deln (z. B. auch vorangegangenes Verhalten des Geschädigten) 
sowie die den Tatentschluß und die Tatausführung fördern­
den bzw. erleichternden (begünstigenden) Bedingungen.

Auch die Folgen der Tat und die Art und Weise ihrer Be­
gehung gehen in die Schuldschwere ein, da sie dem Täter nur 
dann und insoweit zuzurechnen sind, als sie von seiner Schuld 
umfaßt waren (z. B. bei einer sorgfältig geplanten Straftat 
im Unterschied zu einer aus der Situation heraus begangenen 
Straftat). Die Schuldschwere ergibt sich auch aus dem Grad 
erreichter Selbstbestimmungsfähigkeit des Täters als Aus­
druck des Niveaus seiner Persönlichkeitsentwicklung in ihrem 
Verhältnis zur konkreten Verhaltensanforderung des Straf­
rechts. Die Erkenntnis der Schuldschwere erfordert mithin 
die Einsicht in diese Persönlichkeitsentwicklung bzw. in fest­
zustellende Rückstände oder soziale Fehlentwicklungen.11 12 13

Subjektive Tatumstände können nicht direkt, sondern nur 
indirekt an ihren Entäußerungen bewiesen werden. Tatmo­
tive aus nachträglichen Äußerungen zuverlässig zu gewinnen 
ist schwierig. Bedenklich ist u. E., sie nach allgemeinen Be,- 
obachtungen oder kriminalphänomenologischen Klassifizie­
rungen in Standardformeln (wie z. B. Bereicherungsstreben) 
auf den Einzelfall zu übertragen (d. h. zu unterstellen), statt 
die individuellen konkreten Beweggründe für das Handeln 
des Täters, soweit diese ihm bewußt geworden waren, zu be­
zeichnen.12 Dabei ist die Erfahrung zu beachten, daß vielen 
Straftaten kein bewußtes „Motiv“ zugrunde liegt, also auch 
nicht nachgewiesen werden kann.

Beweisführung zur Persönlichkeit des Täters

Bei dieser Beweisführung ist zunächst davon auszugehen, daß 
die Persönlichkeit des Beschuldigten bzw. Angeklagten als 
Voraussetzung der Entscheidung über seine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit aufzuklären ist. Nach § 61 Abs. 2 StGB ist 
im Hinblick auf diese Entscheidung die Persönlichkeit einmal 
als Subjekt und Urheber der Tat — also tatbezogen — zu er­
fassen. Zum anderen interessiert die Persönlichkeit des Tä­
ters im Hinblick auf die Fähigkeit und Bereitschaft zu künftig 
gesetzestreuem14 Verhalten (also nicht unmittelbar tatbezo- 
,gen).

Über die Schwere der Tat geben Persönlichkeitsumstände 
Aufschluß, soweit diese in die Tatentscheidung und damit in 
die Schuld (§ 5 StGB) eingegangen sind. Die Prüfung der 
Schuld und ihrer Schwere schließt notwendig die Untersu­
chung der für die Tatentscheidung relevanten Persönlichkeits­
umstände ein12 16 (z. B. Einstellungen, Rückstände in der Per­
sönlichkeitsentwicklung bzw. persönlichkeitsbedingte Er­
schwernisse zu verantwortungsbewußter Verhaltensentschei­
dung; vgl. auch §§ 14, 16 und 65, 66 StGB).

Sowenig die Persönlichkeit eines Menschen schlechthin Ge­
genstand strafrechtlicher Beurteilung sein kann, sowenig 
kann sie Gegenstand der Beweisführung im Strafverfahren 
sein. Vor Gericht in der Beweisaufnahme beweisbar sind le­
diglich in der Vergangenheit liegende und abgeschlossene be­
grenzte Vorgänge oder Geschehnisse, eingetretene Umstände, 
Folgen oder Auswirkungen, nicht aber zukünftige Möglich­
keiten, Persönlichkeitseigenschaften, moralisch-rechtliche Be­
urteilungen10 oder wissenschaftliche Theorien. In diesem 
Sinne beweisbar ist daher auch nur relevantes früheres Ver­
halten des Angeklagten, nicht aber die Voraussage seiner Fä­
higkeit oder Bereitschaft zu künftig gesetzestreuem Verhal­
ten.

Unmittelbarer Gegenstand der Beweisführung können also 
nur objektiv in Erscheinung getretene Vorgänge und Ereig­
nisse sein, so z. B. auch das gesellschaftliche Verhalten des

Täters vor und nach der Tat (§ 61 Abs. 2 StGB). Dieses ist all­
seitig und unvoreingenommen unter Beachtung der zugunsten 
wie auch zuungunsten des Angeklagten sprechenden Um­
stände zuverlässig und zweifelsfrei festzustellen. Natürlich 
kann nicht das gesamte bisherige Sozialverhalten des Ange­
klagten Gegenstand des Strafverfahrens sein, und zwar nicht 
nur, weil es praktisch unmöglich ist. Im Strafverfahren soll ja 
doch keine umfassende Beurteilung der Persönlichkeit des Tä­
ters vorgenommen werden. Entsprechend der Zielstellung des 
Strafverfahrens (§§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 StPO) und der Festle­
gung des § 61 Abs. 2 StGB entscheidet das Gericht lediglich 
darüber, welche Strafe auf Grund der Straftat (und auch in 
Ansehung der Fähigkeit und Bereitschaft des Täters zu künf­
tig gesetzestreuem Verhalten) unerläßlich, gerecht und daher 
auszusprechen ist. Zu diesem Zweck ist die Beweisführung auf 
das hierfür relevante Verhalten zu konzentrieren. Die Aus­
sage von E. Kosewähr über den Schwerpunkt der Persönlich­
keitsuntersuchung im Strafverfahren meint genau dies und 
nicht etwa, wie J. Arnold/R. Schröder befürchten, „Uferlosig- 
keit“ in der gerichtlichen Beweisaufnahme.

Bei dem für die Beweisführung relevanten Verhalten han­
delt es sich einmal um jenes, das zur Beurteilung der Tat, ins­
besondere der Tat- und Schuldschwere, Aufschluß zu geben 
vermag. Zum anderen geht es um das Sozialverhalten, aus 
dem sich Schlüsse für Art und Maß der Strafe, für ihre Aus­
gestaltung und Verwirklichung, sowie (bei Strafen mit Frei­
heitsentzug) auch für die Wiedereingliederung ergeben kön­
nen.

Da die Straftat e i n e  Verhaltensäußerung des Täters un­
ter zahllosen anderen ist, ist es bedeutsam, ihren Stellenwert 
innerhalb dieser Gesamtheit zu bestimmen, die letztlich die 
Persönlichkeit des Täters repräsentieren und determinieren.17 
Unter unseren gesellschaftlichen Verhältnissen ist eine Straf­
tat — sogar bei Wiederholungstätern — in der Regel einmalig 
bzw. selten. Der Fall, daß ein Täter sein ganzes Leben darauf 
ausrichtet, den großen Coup zu machen, oder professionell 
Straftaten begeht, ist hier eigentlich nicht zu finden. Deshalb 
darf nicht aus einzelnen (strafbaren) Handlungen unmittel­
bar auf die Persönlichkeit als Ganzes geschlossen werden. Um 
so einer gefährlichen Fehleinschätzung zu begegnen, die zu 
einer ungerechten Bestrafung führen kann, ist die Straftat 
zum sozialen Gesamtverhalten des Täters (vor der Tat) ins 
Verhältnis zu setzen. Zu diesem Zweck ist es aufzuklären, 
festzustellen, zu beweisen. Es ist daher gemäß § 61 Abs. 2 
StGB und §§ 101, 222 StPO Gegenstand der Beweisführung 
Allerdings geht es im Strafverfahren um die Straftat vor dem

11 Ebenda, S. 330.
12 Ebenda, S. 332.
13 Insoweit sind u. E. im Unterschied zur Ansicht von J. Arnold/ 

R. Schröder (kriminologische) Klassifizierungen „typischer“ Mo­
tive, von denen R. Müller („Differenzierte Erfassung der Motive 
bei Eigentumsstraftaten“, NJ 1983, Heft 11, S. 454) spricht, u. E. 
wenig geeignet, der Praxis wirkliche Hilfe zu geben. Sie orientie­
ren nicht auf das Auffinden des individual-einmaligen Tatmotivs 
des jeweiligen Täters, sondern fördern eher eine katalogisierende 
Zuordnung statt des Beweises. Zu empfehlen sind daher auch an­
stelle der direkten Frage nach dem Tatmotiv in der Beschuldigten­
vernehmung (Warum taten Sie das? Was haben Sie sich dabei ge­
dacht?) konkrete Teilfragen, wie sie H. J. Gollnick (Methodische 
Probleme der Motivfeststellung im Ermittlungsverfahren bei 
Eigentumsdelikten, Diss-, Berlin 1970, S. 44 ff.) angeboten hat. (Vgl. 
dazu auch W. Griebe, „Feststellung der Tatmotive bei Eigentums­
delikten“, NJ 1984, Heft 11, S. 460 ff. (S. 461]).

R. Rinderts und D. Seidels Bemühen, das Werk T. Hahns: 
Motivation, Motivforschung, Motivtheorien (Berlin 1985) für die 
Strafrechtspraxis fruchtbar zu machen, ist zu begrüßen (vgl. NJ 
1987, Heft3, S. 96 ff.). Bedenklich ist jedoch ihre Annahme, daß in 
jedem Fall ein faßbares Tatmotiv aufspürbar sei; schuldig bleiben 
sie auch die Kennzeichnung, woran ein positives und woran ein 
negatives Tatmotiv (nicht nachträgliche Deutung!) erkannt werden 
kann. Gegen den von J. Amold/R. Schröder verwendeten Terminus 
„Intensität des Täterwillens“ erheben wir Bedenken, weil er in 
psychologisch-mechanistischer Vereinfachung die Tat auf den 
„bösen Willen“ zurückführt.

14 Unter dem Aspekt des Strafrechts - das kein allgemeiner Moral­
kodex ist — erscheint es richtig, auf „ g e s e t z e s t r e u e s “  
- und nicht auf „verantwortungsbewußtes“ - Verhalten abzu- 
stellen.

15 So auch Strafrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 330 f., und R. Herrmann, 
a. a. O., S. 47.

16 Ähnlich unterscheidet zu Recht auch das Lehrbuch Strafverfah— 
rensrecht Sachverhaltstatsachen und juristische Qualifikation, 
a. a. O., S. 108 f.

17 Vgl. hierzu E. Kosewähr, „Zu den Grundlagen einer kriminologi­
schen Persönlichkeitstheorie und einigen Folgerungen“, Staat und 
Recht 1986, Heft 10, S. 775 ff.


